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Die Bühne der Kurpark Classix
2024 ist mit 420 Quadratmetern so
groß wie ein Basketballfeld - grö-
ßer denn je und zwölf Meter hoch.
8500Menschen findenauf demet-
wa 13.000 Quadratmeter großen
Areal Platz, wenn das fünftägige
Festival mit sechs Konzerten - da-
von drei mit Sinfonieorchester -
am Donnerstag beginnt. Die pro-
minentesten Stars sind Jan Delay
und Michael Patrick Kelly. In die-
sem Jahr ist der Aufbau wegen ei-
nes neuen Baumfeldes mit beson-
deren Schwierigkeiten verbun-
den. > Lokales

AACHEN

Kurpark Classix mit
neuen Maßstäben

Fragen zuAboundZustellung:
0241 5101-701

Mo.-Fr. 7.30 -17 Uhr, Sa. 7.30 -12 Uhr

kundenservice@medienhausaachen.de

Zentrale:
0241 5101-0

Mo.-Fr. 8.00-17 Uhr

www.aachener-zeitung.de/kontakt
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Aktuelle Nachrichten aus der
Region jederzeit online unter
aachener-zeitung.de
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Wirtschaft

Gamingbranche steht
vor Schwierigkeiten

Erik Wudtke

Sport

Aachener Handballtrainer
mit olympischer Medaille
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Aus aller Welt

Der Trend geht zu
Macarons & Co.
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Erst unter großemDruck aus den eigenenReihen steigt Amtsinhaber JoeBiden aus demPräsidentschaftsrennen in denUSAaus – nun feiern ihn
die Delegierten auf demParteitag der Demokraten für diesen Schritt, mit dem er Platz für seine Stellvertreterin Kamala Harris macht, sowie für
seine Leistungen. Bis zur Wahl kommt Biden, der sich beim Parteitag emotional zeigt, nun eine ungewöhnliche Rolle zu. > DIE SEITE DREI

WIESBADEN Der Anteil von Quer-
und Seiteneinsteigern in den Lehrer-
kollegien deutscher Schulen steigt.
Im Schuljahr 2022/23 hatten 9,8 Pro-
zent der Lehrerinnen und Lehrer an
den allgemeinbildenden Schulen
keine anerkannte Lehramtsprüfung
abgelegt, wie das Statistische Bun-
desamt am Dienstag mitteilte. Das
sind rund 71.100 der insgesamt
724.800 Lehrkräfte. Im Schuljahr
2012/13 habe der Anteil noch bei 5,6
Prozent gelegen. Damals seien knapp
37.400 bon 665.900 Lehrkräften an
allgemeinbildenden Schulen Quer-
sowie Seiteneinsteiger gewesen. Der
Anstieg ist laut Bundesamt eine Folge
des Lehrkräftemangels. An berufli-
chen Schulen lag der Anteil derQuer-
und Seiteneinsteiger 2022/23 sogar
bei 21,2 Prozent der123.500 Lehrkräf-
te, nach 11,9 Prozent von 122.900 im
Schuljahr 2012/13. (dpa)

Immer mehr
Quereinsteiger
an Schulen

ESSEN Nach Berechnungen von Wis-
senschaftlern reichen die derzeitigen
Klimaschutzmaßnahmen nicht aus,
um die Erderwärmung auf deutlich
unter zwei Grad zu begrenzen. Dies
habe auch Konsequenzen für NRW,
teilte das Landesumweltamt bei der
Vorstellung einer Studie zu Auswir-
kungen des Klimawandels mit. Die
dicht besiedelten Regionen entlang
Rhein und Ruhr sind demnach be-
sonders betroffen. Hitzewellen, Tro-
ckenheit und Extremwetter werden
zunehmen, so das Amt. Die Städte
müssten durch Begrünung und Ent-
siegelung gegensteuern, ländliche
Gebiete sollten klimaresiliente Wäl-
der schaffen und angepasste land-
wirtschaftliche Kulturen fördern.
(red) >Region & NRW

Landesamt
erwartet mehr
Extremwetter

NÜRNBERG In keinem anderen Land
der Europäischen Union geben die
Verbraucher einer Untersuchung zu-
folge einen so geringen Teil ihres Ein-
kommens für Lebensmittel, Gesund-
heit und Pflege aus wie in Deutsch-
land. Trotz der gestiegenen Preise
war der Anteil von diesen Ausgaben
am privaten Konsum im vergange-
nen Jahr mit 13,4 Prozent niedriger
als in allen übrigen 26 Mitgliedstaa-
ten. Das geht aus einer Studie des
Marktforschungsinstituts NIQ her-
vor. Hintergrund seien das hohe
Durchschnittseinkommen und der
heftige Wettbewerb im Einzelhandel,
der die Preise drücke. Diese seien
trotz der hohen Inflation „vergleichs-
weise niedrig“, hieß es. Laut NIQ ver-
zeichnete Deutschland in Westeuro-
pa mit einem Anstieg von 14 Prozent
auch den stärksten Zuwachs an An-
gebotskäufen. (dpa)

Deutsche geben
am wenigsten für
Lebensmittel aus

FRANKFURT/MAINAutorinnendomi-
nieren in diesem Jahr die Longlist für
den Deutschen Buchpreis. 13 Frauen
und sieben Männer sind für die be-
gehrte Auszeichnung nominiert, wie
die Jury in Frankfurt bekanntgab. Der
Deutsche Buchpreis wird in diesem
Jahr zum20.Mal vergeben.Die Siege-
rin oder der Sieger steht am 14. Ok-
tober fest. Auf der Longlist stehen
drei Romandebüts und13Bücher von
Autorinnen und Autoren, die bisher
noch nicht für den Preis nominiert
waren. Zu den bekanntesten Namen
zählen Nora Bossong („Reichskanz-
lerplatz“), Michael Köhlmeier („Das
Philosophenschiff“) und André Ku-
biczek („Nostalgia“). Der Preis ist mit
insgesamt 37.500 Euro dotiert. Am17.
September wird die Longlist auf die
sechs Titel umfassende Shortlist ver-
kürzt. (dpa) > Kultur

Longlist für Deutschen
Buchpreis steht

WETTER

WIEN Rund sechs Wochen vor der
Nationalratswahl in Österreich am
29. September scheinen alle Zeichen
auf einen Triumph der FPÖ hinzu-
deuten. In Umfragen liegen die
Rechtspopulisten seit Monaten mit
rund 27 Prozent stabil auf Platz eins –
etwa vier bis fünf Prozentpunkte vor
der konservativen ÖVP und der sozi-
aldemokratischen SPÖ. Doch damit
ist noch lange nicht gewiss, dass der
als Scharfmacher kritisierte FPÖ-
Chef Herbert Kickl neuer Kanzler Ös-
terreichs wird. Die ÖVP als wohl ein-
ziger möglicher Koalitionspartner
hat eine Zusammenarbeit mit Kickl –
aber nicht mit der FPÖ als solcher –
ausgeschlossen. Eine spannende
Rolle kommt Staatsoberhaupt Ale-
xander Van der Bellen zu. Der 80-jäh-
rige ehemalige Grünen-Chef hat
mehrfach betont, dass er nicht unbe-
dingt den Wahlsieger mit der Regie-
rungsbildung beauftragen müsse.
(dpa) > Politik

KURZ NOTIERT

Österreich: Umfragen
sehen FPÖ deutlich vorn

GÜTERSLOH Ein überdurchschnitt-
lich hoher Krankenstand bei Be-
schäftigten in Kitas belastet die ange-
spannte Personalsituation in den
Einrichtungen in NRW zusätzlich. Ei-
ner aktuellen Analyse von Kranken-
kassendaten zufolge waren Beschäf-
tigte in der Kinderbetreuung an rund
30 Tagen im Jahr arbeitsunfähig. Im
Durchschnitt aller Berufsgruppen
gab es nur etwa 20 Krankheitstage
pro Person, wie die Bertelsmann-Stif-
tung und das Fachkräfteforum, in
dem Fach- und Leitungskräfte der
Branche organisiert sind, mitteilten.

Die Stiftung, die auch das Fach-
kräfteforum berät, stützt sich dabei
imWesentlichen auf Daten der DAK-
Krankenkasse, bei der 12,2 Prozent

der Beschäftigten in der Kinderbe-
treuung versichert seien. Auch der
Stiftung vorliegende Zahlen anderer

Krankenkassen bestätigten den
Trend, hieß es weiter.

Um die Ausfallzeiten durch Krank-
heit, Urlaub und Fortbildungen auf-
zufangen, bräuchte es laut Stiftung
allein in Nordrhein-Westfalen knapp
20.000 zusätzliche Fachkräfte in Voll-
zeit. Kostenpunkt: knapp 1,2 Milliar-
den Euro jährlich, die die Personalsi-
tuation zumindest kurzfristig stabili-
sieren würden, wie die Stiftung vor-
rechnet.

Im Bundesländervergleich weicht
Nordrhein-Westfalenmit 30,5 Fehlta-
gen wegen Arbeitsunfähigkeit damit
nur gering vom deutschlandweiten
Durchschnitt von 29,6 Prozent ab.

Während indenostdeutschenLän-
dern noch mehr Krankheitstage an-

fallen (34 sind es imDurchschnitt der
Flächenländer), ist die Abweichung
etwa in Baden-Württemberg mit 22,6
Fehltagen oder Bayern mit 23,8 Fehl-
tagen weniger ausgeprägt, wenn-
gleich dort auch insgesamt Arbeit-
nehmer seltener krankgeschrieben
sind (jeweils etwas mehr als 17 Tage).

Sorge um Standards

In Nordrhein-Westfalen klagen Trä-
ger allerdings angesichts gestiegener
Löhne schon jetzt über eine Unterfi-
nanzierung des Personals. Früheren
Berechnungen der Bertelsmann-Stif-
tung zufolge fehlen allein imbevölke-
rungsreichsten Bundesland fast
28.000 Fachkräfte.

Der Personalnot dürfe dabei nicht
mit einem Absenken der pädagogi-
schen Qualifizierungsstandards be-
gegnet werden, mahnt das Fachkräf-
te-Forum: „Beschäftigte ohne ausrei-
chende pädagogische Qualifikation
müssen inderArbeitmit denKindern
enger durch die vorhandenen Fach-
kräfte begleitet werden – was deren
Zeit noch mehr beansprucht“, heißt
es dazu in der Mitteilung.

Es brauche stattdessen eine gesetz-
lich verankerte und bundesweit stan-
dardisierte Finanzierung für Vertre-
tungen durch qualifiziertes Personal
für alle Ausfallzeiten, so die Forde-
rung. Bisher fehle eine verlässliche
Regelung dazu auch inNRW, heißt es
bei der Stiftung. (lnw)

Hohe Krankenstände in Kitas im Land
Im Schnitt 30 Tage: Laut Auswertung sind Erzieherinnen in NRW 2023 viel häufiger krank als Durchschnittsarbeitnehmer.

Angesichts hoher Krankenstände
steigt die Belastung für viele Kita-Be-
schäftigte weiter. FOTO: JENS KALAENE/DPA

NRW-Städte schlagen Alarm
Alle Städte und Gemeinden werden erstmals dazu befragt, wie sie ihre wirtschaftliche Situation
für die kommenden fünf Jahre einschätzen. Steuererhöhungen und Angebotskürzungen drohen.

DÜSSELDORF Die kommunalen Spit-
zenverbände haben in seltener
Schärfe Bundund Land vorgeworfen,
sie finanziell im Stich zu lassen. Städ-
te- und Gemeindebund sowie der
Städtetag NRW hatten erstmals alle
Kommunen des Landes zu ihrer ak-
tuellen Situation und ihren Erwar-
tungen für die kommenden fünf Jah-
re befragt.

Nur 18 ausgeglichene Haushalte

„Der Befund ist nahezu flächende-
ckend dramatisch“, bilanzierte Städ-
tetags-Vorsitzender Thomas Eiskirch
(SPD), Oberbürgermeister von Bo-
chum. „Kaum eine Stadt schafft es in
diesem Jahr noch, einen strukturell
ausgeglichenen Haushalt vorzule-
gen.“ Gerade einmal 18 Städte und
Gemeinden von insgesamt 396 seien
dazuüberhaupt noch in der Lage.Die
meisten Kommunen müssten bereits
ihre Rücklagen verbrauchen. „Und
das kennt jeder von zu Hause: Das
kann man nur mal ganz kurz ma-
chen.Wennman anfängt, das zur Re-
gel werden zu lassen, dann wird das
irgendwann strukturell ausgespro-
chen kritisch“, warnte der Bochumer
Oberbürgermeister und sprach von
einem echten Alarmsignal. Wenn
sich nichts entscheidendes ändere,
bleibe vielennichts anderes übrig, als
Steuern zu erhöhen und das Angebot
zu verkleinern.

Der Präsident des Städte- und Ge-
meindebunds NRW und Bügermeis-

ter von Kamp-Lintfort, Christoph
Landscheidt (SPD), erklärte, dass 95
Prozent der Kommunen ihre Situati-
on in fünf Jahren als „schlecht“ oder
„sehr schlecht“ bewerteten. „Nicht
einmal fünf Prozent, das sind inunse-
rerUmfrage 20Kommunen, kommen
halbwegs klar.“

Es werde den Spitzenverbänden
häufig vorgeworfen, dass diese nur
jammerten. „Und dasswir auf hohem
Niveau jammern. Das ist nicht rich-
tig“, sagte Landscheidt. „Wenn ange-
sichts dieser dramatischen Situation
unsere Kommunalministerin sagt,
die Haushalte seien robust, und uns
vorwirft, dass wir praktisch den Un-
tergang des kommunalen Abendlan-
des propagieren, fühle ich mich als
Bürgermeister und als Präsident
nicht mehr ernst genommen.“

Auch der Brandbrief von mehr als
300 Bürgermeistern an den Minister-
präsidenten sei nahezu folgenlos ge-
blieben. „Bekommenhabenwirprak-
tisch nur als Erleichterung ein paar
kosmetische Dinge im Haushalts-
recht, mit denen wir die Pleite hi-
nausschieben können, aber nicht
wirklich verhindern.“

Eiskirch unterstrich, dass die Kom-
munen selbst ihre Ausgabensituation
nicht wirklich selbst beeinflussen
könnten. Die Sozialausgabenwürden
allerdings gerade weggaloppieren. In
den vergangene fünf Jahren hätten
diese um 4,5 Milliarden Euro zuge-
legt, gegenüber 2009 gebe es sogar ei-
neVerdopplung auf 24MilliardenEu-
ro. „Ganz besonders deutlich wird
das nochmal bei den Jugendhilfekos-

ten, also für Kitas und Jugendsozial-
arbeit.“ Eiskirch kritisierte zudem,
dass NRW, anders als andere Bun-
desländer, kein echtesGeld für die 6,5
Milliarden Euro Folgekosten von Co-
rona undUkrainekrieg zur Verfügung
stelle und den Kommunen nur erlau-
be, diese Kosten aus den Haushalten
herauszurechnen und über 50 Jahre
zurückzuführen. Andere Länder sei-
en da deutlich großzügiger gewesen.

Mit Blick auf eine mögliche Alt-
schuldenlösung sagte er, man sei in
guten Gesprächen mit dem Land.
„Aber man muss jetzt auch wirklich
eine Lösung hinkriegen und nicht
nur drüber reden.“

NRW-Gemeindebunds-Präsident
Landscheidt kritisierte zudem, dass

die Regel, wonach derjenige, der et-
was bestelle auch dafür bezahle, in-
zwischen umgangen werde. Beim
Anspruch auf Ganztagsbetreuung an
Grundschulenweigere sichdas Land,
ein Ausführungsgesetz vorzulegen,
und lade so die Kosten bei den Kom-
munen ab.

Die Verbandsvertreter verlangten
als einen ersten Schritt eineAnhebung
des Verbundsatzes, also des Anteils
der Kommunen am Steueraufkom-
men, von23 auf 25Prozent – daswären
in etwa 1,3 Milliarden Euro mehr.

Fehlanreize bei Förderungen

DieOpposition imLandtagnutzte die
Steilvorlage der Kommunen. FDP-
Fraktionschef Henning Höne sagte:
„Das Land ist in der Verantwortung
undmuss die finanziellenMittel dau-
erhaft und verlässlich erhöhen. Im
Gegenzug könnte eine mutige Strei-
chung von Förderprogrammen vor-
genommen werden. Der Förder-
dschungel hilft zu oft den Findigen
statt den Bedürftigen.“ Er setze Fehl-
anreize und verschlinge überAnträge
und Verwendungsnachweise im-
mense Summen für die Bürokratie.

Oppositionsführer Jochen Ott
(SPD) brachte es auf die plakative
Formel: „Die Städte und Gemeinden
sind nicht der Packesel der Landes-
regierung, der immer mehr Lasten
tragen darf, während sich der Minis-
terpräsident im Schloss BelleWüst
nur in die Sonne stellt und auf schö-
nes Licht für dasnächste Fotowartet.“

> Leserbriefe

VON MAXIMILIAN PLÜCK

„Der Befund ist nahezu flächende-
ckend dramatisch“, sagt Thomas Eis-
kirch (SPD), Oberbürgermeister von
Bochum und Vorsitzender des Städ-
tetags. FOTO: MARCEL KUSCH/DPA

Emotionaler
Parteitag


